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der Gesamtbetrag der Einzahlungen auf     573.018.413 Euro 
der Gesamtbetrag der Auszahlungen auf      573.018.413 Euro 
die Veränderung des Finanzmittelbestandes im Haushaltsjahr auf        0 Euro 
    

§ 2 
Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite 

    
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird festgesetzt für   
    
zinslose Kredite auf           0 Euro 
verzinste Kredite auf        20.710.750 Euro 
zusammen auf         20.710.750 Euro 
    

§ 3 
Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen 

    
Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die in künftigen Haus-
haltsjahren zu Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Verpflichtungs-
ermächtigungen) führen können, wird festgesetzt auf     26.863.000 Euro 
 
Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren voraussicht-
lich Investitionskredite aufgenommen werden müssen, beläuft sich auf  14.280.180 Euro 
    

§ 4 
Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung 

    
Der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung wird festgesetzt auf  900.000.000 Euro. 
    

§ 5 
Kredite und Verpflichtungsermächtigungen für den Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (WBL) 

    
Die Kredite und Verpflichtungsermächtigungen für den WBL werden festgesetzt auf   
    
1.Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen  
  des WBL auf          16.093.486 Euro 
    
2. Kredite zur Liquiditätssicherung des WBL auf     11.000.000 Euro 
    
3. Verpflichtungsermächtigungen der WBL auf       7.990.000 Euro 
    
darunter:   
Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren voraussichtlich Investitions-
kredite aufgenommen werden müssen          7.990.000 Euro 
 
 
 
 
      



 

 

§ 6 
Steuersätze 

    
Die Hebesätze für die Grundsteuer und die Gewerbesteuer sind in der Hebesatzsatzung wie folgt 
festgesetzt:   
    
- Grundsteuer A auf          320 v.H. 
- Grundsteuer B auf         420 v.H. 
- Gewerbesteuer auf          375 v.H. 
    

§ 7 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

 
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 Satz 
2 GemO liegen vor, wenn im Einzelfall 375.000 Euro überschritten sind.   
    

§ 8 
Wertgrenze für Investitionen 

    
Investitionen oberhalb der Wertgrenze von 50.000 Euro sind im jeweiligen Teilhaushalt einzeln darzu-
stellen.   
    

§ 9 
Altersteilzeit 

    
Die Bewilligung von Altersteilzeit für Beamtinnen und Beamte wird nicht zugelassen.   
    
Die Bewilligung von Altersteilzeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wird in 11 Fällen zugelas-
sen.   
    
    
Stadtverwaltung, Ludwigshafen am Rhein, den 21.06.2012    
 
gez.  
Dieter Feid   
Beigeordneter und Kämmerer   
    
    
Hinweis:   
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die nach § 95 Abs. 4 GemO erforderlichen Genehmigungen der Aufsichtsbehörde zu den 
Festsetzungen in den §§ 2 und 3 der Haushaltssatzung sind erteilt. Sie haben folgenden Wortlaut:
   
Gemäß § 95 Abs. 4 Nr. 2 und § 103 Abs. 2 GemO wird der in § 2 der Haushaltssatzung der Stadt 
Ludwigshafen für das Haushaltsjahr 2012 auf 20.710.750 EURO festgesetzte Gesamtbetrag der vor-
gesehenen Investitionskredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men der Stadt Ludwigshafen in Höhe von 20.710.750 EURO unter der Bedingung genehmigt, dass 
diese Investitionskredite nur für solche Vorhaben verwendet werden dürfen, welche nachweislich die 



 

 

dauernde Leistungsfähigkeit der Stadt Ludwigshafen nicht beinträchtigen oder eine Voraussetzung 
nach der Nr. 4.1.3.1 oder der Nr. 4.1.3.4 der VV zu § 103 GemO erfüllen.     
 
Nach § 95 Abs. 4 Nr. 1 GemO erteile ich die aufsichtsbehördliche Genehmigung für den in § 3 der 
Haushaltssatzung der Stadt Ludwigshafen für das Haushaltsjahr 2012 auf insgesamt 26.863.000 EU-
RO festgesetzten Gesamtbetrag der Ermächtigungen, die in künftigen Haushaltsjahren zu Auszahlun-
gen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen führen können (Verpflichtungsermächti-
gungen) insoweit, als hierfür voraussichtlich Investitionskredite in Höhe von 14.280.180 EURO 
  
und davon   
im Haushaltsjahr 2013 voraussichtlich              12.355.500 Euro 
im Haushaltsjahr 2014 voraussichtlich                1.374.340 Euro 
sowie      
im Haushaltsjahr 2015 voraussichtlich                     550.340 Euro
  
aufgenommen werden müssen.   
 
Für diese Genehmigung gilt die Bedingung, dass eine Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächti-
gungen nur für solche Vorhaben erfolgen darf, welche nachweislich die dauernde Leistungsfähigkeit 
der Stadt Ludwigshafen nicht beinträchtigen oder bei denen hinsichtlich der späteren voraussichtlich 
erforderlichen Kreditaufnahme mindestens eine Ausnahme begründende Anforderung  der Nr. 4.1.3.1 
oder der Nr. 4.1.3.4 der VV zu § 103 GemO erfüllt ist.   
 
Der restliche Betrag in Höhe von 12.582.820 EURO  bedarf gemäß § 95 Abs. 4 Nr. 1 GemO nicht der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung, da für die daraus resultierenden Auszahlungen keine Investiti-
onskredite aufgenommen werden müssen.   
    
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme   
    
von Montag den 02.07.2012 bis Mittwoch den 11.07.2012,     
montags bis donnerstags von 8.30 bis 12.00 und 13.30 bis 16.00 Uhr     
freitags von 8.30 bis 12.00 Uhr   
im Rathaus, Zimmer 919 öffentlich aus.   
    
    
Ludwigshafen am Rhein, den 21.06.2012   
  
   
gez.  
Dr. Eva Lohse   
Oberbürgermeisterin   
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Satzung 
 

über die öffentliche Abwasserbeseitigung der 
Stadt Ludwigshafen am Rhein 

(Abwassersatzung) 
 

vom 27.06.2012 
 
Aufgrund § 24 der Gemeindeordnung (GemO) für Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31.01.1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2010 (GVBl. S. 319)  und des § 13 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.95 (GVBl. S. 175), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15.02.2011 (GVBl. S. 25) erlässt die Stadt Ludwigshafen am Rhein auf Beschluss des Stadtrates vom 
25.06.2012 folgende Satzung: 
 

Abschnitt I 
 

Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
 

Allgemeines 
 
(1) Die Stadt Ludwigshafen am Rhein hat die Aufgabe, das im Stadtgebiet anfallende Abwasser zu 

beseitigen. Zu diesem Zweck baut, betreibt und unterhält die Stadt als öffentliche Einrichtung 
eine Abwasseranlage (öffentliche Abwasseranlage) als rechtliche und wirtschaftliche Einheit. 

 
(2) Die Stadtentwässerung wird als Teil des Eigenbetriebs „Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen 

(WBL)“ nach den Bestimmungen der Eigenbetriebsverordnung in der jeweils gültigen Fassung 
und den Bestimmungen der „Satzung über den Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (WBL) - Ei-
genbetrieb der Stadt Ludwigshafen am Rhein - (Betriebssatzung)“ geführt. 

 
(3) Diese Satzung dient dazu, die der Stadt nach Landeswassergesetz (LWG) auferlegte Pflicht zur 

Abwasserbeseitigung in Übereinstimmung mit folgenden Zielen zu gewährleisten: 
 
  a) die öffentliche Abwasseranlage und die in ihr Beschäftigten zu schützen; 
 
  b) die wirtschaftliche Betriebsweise der öffentlichen Abwasseranlage und eine  verur-

sachergerechte Kostentragung zu gewährleisten; 
 
  c) schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere auf die Gewässer, zu vermeiden; 
 
  d)  die Allgemeinheit vor Schäden und Gefahren zu schützen; 
 
  e)  die Einhaltung der Wasserrechtlichen Vorgaben für die Abwassereinleitung in Gewässer  

zu ermöglichen. 
 
(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, 

Erweiterung, Sanierung oder Erneuerung bestimmt die Stadt. 
 



 

 

(5) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Satzung kann sich die Stadt Dritter bedienen. 
 
(6) Die Abwasseranlage darf nur von Beauftragten der Stadt betreten werden. Eingriffe in die Ab-

wasseranlage dürfen nicht vorgenommen werden (z. B. Öffnen der Schachtabdeckungen). 
 
 

§ 2 
 

Begriffsbestimmungen 
 
(1) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist Schmutzwasser, zum Fortleiten gesammeltes Nieder-

schlagswasser, sowie jedes sonstige in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitete Wasser. 
 
(2) Schmutzwasser ist 
 
  a) das durch häuslichen Gebrauch verunreinigte Wasser (häusliches Abwasser)  
   und 
 

b)    das aus Gewerbe und Industrie sowie vergleichbaren Einrichtungen verunreinigte oder 
sonst in seinen Eigenschaften veränderte Wasser (nichthäusliches Abwasser).                Au-
sgenommen wird das in landwirtschaftlichen Betrieben durch Viehhaltung anfallende Abwasser, 
das im Rahmen ordnungsgemäßer Düngung nach guter fachlicher Praxis auf landbauliche Bö-
den ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit und im Einklang mit den wasserre-
chtlichen, abfallrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht wer-
den kann. 

 
(3) Niederschlagswasser (Oberflächenwasser) ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von 

bebauten oder befestigten Flächen abfließende Wasser. 
 
(4) Die Abwasserbeseitigung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, 

Verregnen und Verrieseln von Abwasser. 
 
(5) Bestandteile der öffentlichen Abwasseranlage sind insbesondere 
 
  - die Kanalisation im Trenn- und Mischsystem ("leitungsgebundene Abwasseranlage"); 
  - die Abwasserreinigungsanlagen; 
  - die Abwasserpumpwerke; 
  - das Abwasserlabor; 

  - die Einrichtungen zur Entleerung der abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen und zur En-
tsorgung des Fäkalschlammes ("dezentrale Abwasseranlage"); 

 - die Anschlusskanäle der Grundstücke ab der Grundstücksgrenze bis zum Straßenkanal; 
  - Regenwasserbehandlungsanlagen; 

- öffentliche Versickerungsanlagen; 
  -  Gräben, die keine Gewässer sind und in die aus der öffentlichen Kanalisation Wasser    einge-

leitet wird. 
 
(6) Abwasservorbehandlungsanlagen haben die Aufgabe, dem auf dem Grundstück anfallenden 

Abwasser die in dieser Satzung festgelegten Eigenschaften zu verleihen. Abwasservorbe-
handlungsanlagen sind beispielsweise Leichtflüssigkeits-, Fett- und Stärkeabscheider. 



 

 

  Als Räumgut wird der bei der Entleerung und Reinigung zu beseitigende Inhalt bezeichnet. 
Hierzu zählt auch das Spül- und Reinigungswasser. 

 
(7) Beim Trennverfahren werden Schmutz- und Niederschlagswasser in je einem besonderen Ka-

nal gesammelt und fortgeleitet. 
 
(8) Beim Mischverfahren werden Schmutz- und Niederschlagswasser zusammen in einem Kanal 

gesammelt und fortgeleitet. 
 
(9) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen auf einem Grundstück, die dazu 

dienen, Abwasser zu sammeln, zu behandeln, abzuleiten, zwischen zu speichern oder zu besei-
tigen, soweit sie nicht Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage sind, sowie Anlagen zur 
Versickerung von Niederschlagswasser auf dem Grundstück. 

 
(10) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder 

zusammenhängende Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit im Sinne des Bewertungsge-
setzes bildet.  

 
(11)   Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer eingetragen ist. Ihm 

gleichgestellt sind nach dieser Satzung Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Nießbrau-
cher und solche Personen, die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche Anlage oder ein 
Grundstück ausüben. Soweit bei Eigentumswohnanlagen ein Verwalter bestellt ist, ist dieser 
Vertreter der Adressaten aus den Rechtsverhältnissen dieser Satzung. Bei mehreren Ei-
gentümern einer wirtschaftlichen Einheit kann sich die Stadt an jeden einzelnen wenden.  

 
(12) Besitzer im Sinne dieser Satzung sind diejenigen Personen in deren tatsächlicher 

Verfügungsgewalt sich die Grundstücksentwässerungsanlage befindet. 
 
 
 

Abschnitt II 
 

Anschluss und Benutzung 
 

 
§ 3 

 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser 

Satzung an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird (Anschlussrecht). Er ist berech-
tigt, nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Satzung diese Anlage zu benutzen (Benu-
tzungsrecht). 

 
(2) Das Recht auf Anschluss der leitungsgebundenen Abwasseranlage erstreckt sich nur auf sol-

che Grundstücke, die durch diese Anlage erschlossen werden. Die Grundstückseigentümer 
können nicht verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert wer-
den. Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die Stadt. 

 



 

 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht 
 
 1. solange eine Übernahme des Abwassers technisch nicht möglich ist oder mit einem unve-

rhältnismäßig hohen Aufwand verbunden wäre; 
 
 2. wenn das Abwasser wegen seiner Art und/oder Menge zweckmäßiger von demjenigen besei-

tigt wird, bei dem es anfällt; 
 
 3. soweit die Stadt für das Grundstück nach LWG von der Abwasserbeseitigungspflicht freige-

stellt ist; 
 
 4. für Niederschlagswasser, wenn dieses am Ort des Anfalls ohne Beeinträchtigung des Wohls 

 der Allgemeinheit verwertet bzw. versickert werden kann und keine zugelassene öffentliche 
Abwasseranlage zur Verfügung steht. Welche Abwasseranlage zur Verfügung steht, bestimmt 
die Stadt. 

  
 

§ 4 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Eigentümer eines nach § 3 anschlussberechtigten Grundstückes ist verpflichtet, sein 

Grundstück nach den Bestimmungen dieser Satzung an die öffentliche Abwasseranlage an-
zuschließen, wenn auf seinem Grundstück Abwasser anfällt (Anschlusszwang). 

 
  Der Besitzer des Grundstückes hat die zum Anschluss erforderlichen Maßnahmen zu dulden. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, das auf dem Grundstück anfallende Abwasser in 

die leitungsgebundene Abwasseranlage einzuleiten, soweit es nach dieser Satzung zulässig ist 
(Benutzungszwang). 

 
(3) Niederschlagswasser, das nicht zum Fortleiten gesammelt wird, ist kein Abwasser und unter-

liegt nicht dem Anschluss- und Benutzungszwang. Es kann zur Versickerung, Gartenbewässe-
rung oder als Brauchwasser benutzt werden. Die Nutzung als Brauchwasser ist der Stadt anzu-
zeigen. 

 
(4) Das Niederschlagswasser ist zum Fortleiten zu sammeln, wenn 
 
  - eine zentrale Versickerungsanlage besteht oder 
 
  - die Stadt dies im Interesse einer geordneten Entwässerung oder aus Gründen des öffentlichen 

Wohls verlangt.  
 
(5) Falls kein Anschluss an die leitungsgebundene Abwasseranlage besteht, ist der Grundstücksei-

gentümer verpflichtet, den in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamm und das in abflusslosen 
Gruben gesammelte Abwasser der Stadt zu überlassen (Benutzungszwang). 

 
(6) Soweit auf Grundstücken abflusslose Gruben oder Kleinkläranlagen betrieben werden, kann die 

Stadt den Anschluss an die leitungsgebundene Abwasseranlage verlangen, sobald die von der 



 

 

Stadt zur Entwässerung dieses Grundstücks bestimmten Kanäle betriebsfertig hergestellt sind. 
Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, nach schriftlicher Aufforderung durch die Stadt den 
Anschluss binnen der von der Stadt gesetzten Frist herzustellen. 

 
(7) Auf Grundstücken, die an die leitungsgebundene Abwasseranlage angeschlossen sind oder die 

dem Anschlusszwang unterliegen, dürfen abflusslose Gruben, Kleinkläranlagen, behelfsmäßige 
Entwässerungsanlagen und ähnliche Anlagen weder hergestellt noch betrieben werden. 

 
 

§ 5 
 

Befreiung vom Benutzungszwang 
 
Die Stadt kann auf begründeten Antrag die Betreiber von Grundstücksentwässerungsanlagen vom 
Anschluss- und Benutzungszwang befreien, wenn Belange des Gemeinwohls hierdurch nicht beein-
trächtigt werden. 
 
 

§ 6 
 

Benutzungsbedingungen 
 
(1) Das Abwasser darf grundsätzlich nur über die Grundstücksentwässerungsanlage abgeleitet 

werden.  
(2) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten darf das Niederschlagswasser nur in 

die Regenwasserkanalisation und das Schmutzwasser nur in die Schmutzwasserkanalisation 
eingeleitet werden. 

(3) (weggefallen) 
 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehandlung, Rückhal-

tung oder Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies erfor-
dern. 

 
(5) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen Stoffe – auch im zerkleinerten Zustand – nicht einge-

leitet werden, die 
 

a) in der Abwasseranlage beschäftigten Personen gefährden können; 
 

b) die Kanalisation verstopfen, zu Ablagerungen führen oder darin erhärten können; 
 

c) wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer 
krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich 
zu bewerten sind; 

 
d) feuergefährliche oder explosionsfähige Gemische bildende Stoffe z.B. abscheidbare, 

emulgierte und gelöste Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Heizöl, Farben, Lacke; 
 

e) Bau- und Werkstoffe der öffentlichen Abwasseranlage angreifen; 
 

f) Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Kläranlage 
oder der Gewässer führen; 



 

 

g) die Abwasserreinigung oder die Schlammbeseitigung über das allgemeine Maß hinaus er-
schweren; 

 
h) durch die Abwasserreinigungsanlagen (Klärwerke) nicht beseitigt werden können und 

pflanzen-, boden- oder gewässerschädigend sind. 
  Hierzu gehören insbesondere: 
 

- feste Abfälle (auch in zerkleinertem Zustand) z. B. Sand, Schutt, Schlacke, Asche, Kehri-
cht, Kaffeesatz, Katzenstreu, Müll, Glas, Textilien, Kunststofffolien, grobes Papier oder 
andere feste Stoffe; 

- flüssige und später erhärtende Stoffe, z. B. Kunstharz, Latex, Zement, Kalk, Kalkhydrat, 
Gips, Mörtel, Kartoffelstärke, Bitumen, Teer, Suspensionen, Dispersionen; 

 
- Phenole, Lösungsmittel, Benzin, Heizöl, mineralische, tierische und pflanzliche Öle und 

Fette, Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft; Emulsionen, Küchen-, Schlachtabfälle, Blut 
und Molke; 

 
- Säuren und Laugen, halogenierte Kohlenwasserstoffe, Fotobleichbäder, Fotoentwickler, 

Fotofixierer, Schwefelwasserstoff, Blausäure, Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren 
Salze; Carbide, Zink, Schwermetalle und deren Salze, Schaumbildner (Textilhilfsstoffe, 
Tenside), Pflanzenschutzmittel, Arzneimittel und infektiöse Stoffe. 

 
- Abwässer, die giftige, feuergefährliche, explosive oder übelriechende Gase oder Dämpfe 

in schädlicher Konzentration enthalten oder bilden können. 
 

Dieses Einleitungsverbot gilt nicht für Einleitungen, die den Absätzen 6 und 7 entsprechen. 
 
(6) Nichthäusliches Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die Grenzwerte und Bedingungen 

im  Anhang zu dieser Satzung eingehalten werden. Der Anhang ist Bestandteil dieser Satzung.  
Die Stadt kann im Einzelfall Höchstmengen der Stofffracht und –konzentration sowie für im An-
hang nicht genannte Stoffe und Stoffgruppen Grenzwerte festsetzen. 

(7)     Werden für eine Einleitung in einer Genehmigung nach §  55 LWG Überwachungswerte festge-
legt, so sind diese zusätzlich oder bei gleichen Parametern anstelle der im Anhang aufgeführten 
Grenzwerte einzuhalten. 

 
(8)     Es dürfen nur Einleitungen erfolgen, für die eine nach § 55 LWG erforderliche Genehmigung 

vorliegt oder die den Genehmigungsanforderungen entsprechen. 
 
(9) Die Benutzung ist ausgeschlossen, soweit dem Grundstückseigentümer die Abwasserbeseiti-

gungspflicht nach § 53 LWG übertragen wurde.  
 
(10) Es ist unzulässig, Abwasser zu verdünnen oder  Abwasserteilströme innerbetrieblich zu mi-

schen, um Einleitungsverbote zu umgehen oder Einleitungsgrenzwerte einzuhalten. Das gilt 
nicht für die Parameter Temperatur und pH-Wert und Sulfat. 

 Eine gemeinsame Behandlung mehrerer Abwasserströme ist jedoch zulässig, wenn nach der 
gemeinsamen Behandlung die Schadstofffracht aus jedem einzelnen Schadstoff nicht größer 
ist, als bei getrennter Behandlung. 

 
(11) Vor Einleitung von Kondensaten aus Brennwertfeuerstätten ist bei einer Nennwärmeleistung 

von über 200 kW bei Gasfeuerung, bei über 25 kW bei Ölfeuerung und bei über 50 kW bei 
Feuerungsanlagen mit festen Brennstoffen eine Neutralisation erforderlich. Im Übrigen darf das 
Kondensat unbehandelt eingeleitet werden, sofern eine ausreichende Durchmischung mit dem 
übrigen häuslichen Abwasser gewährleistet ist. 



 

 

 
(12) Die Einleitung von Grund- und Drainagewasser in die Abwasseranlage bedarf der Erlaubnis der 

Stadt. Diese wird nur erteilt, wenn es aus wasserwirtschaftlichen, technischen oder sonstigen 
Gründen nicht möglich ist, das Wasser einem Gewässer oder dem Grundwasser zuzuführen. 

 
 
 

Abschnitt III 
 

Grundstücksentwässerung 
 

 
§ 7 

 
Entwässerungserlaubnis 

 
 
(1) Die Stadt erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung eine Erlaubnis zum Anschluss an die 

öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung (Entwässerungserlaubnis). 
 
  Der Grundstückseigentümer hat die Entwässerungserlaubnis entsprechend den in § 8 dieser 

Satzung genannten Bestimmungen bei der Stadt zu beantragen. 
   
(2) Die Stadt entscheidet, auf welche Weise das Grundstück anzuschließen ist. 
 
(3) Die Stadt kann zur Beurteilung bestehender und geplanter Grundstücksentwässerungsanlagen 

Abwasseruntersuchungen, Gutachten und Prüfungen der Betriebsanlagen durch von der Stadt 
bestellte Sachverständige fordern. Die dadurch entstehenden Kosten hat der Grundstücksei-
gentümer zu tragen. 

 
(4) Jede Änderung bestehender Grundstücksentwässerungsanlagen ist der Stadt anzuzeigen. Die 

Stadt entscheidet, ob ein formales Erlaubnisverfahren durchgeführt wird. Davon unberührt bleibt 
die Genehmigungspflicht nach anderen gesetzlichen Bestimmungen. 

 
(5) Die Erlaubnis wird ungeachtet der Rechte Dritter erteilt und lässt diese unberührt. Sie gilt auch 

für und gegen die Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers. 
  Die Stadt kann die Erlaubnis unter Bedingungen und Auflagen erteilen. Die Erlaubnis wird unter 

dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes erteilt. 
 
(6) Vor Bekanntgabe der Entwässerungserlaubnis darf, ausgenommen der Zustimmung nach Abs. 

7, mit der Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlage nicht begonnen werden. Die 
Entwässerungsanlage darf nur entsprechend der Erlaubnis hergestellt werden. 

 
(7) Ist ein Entwässerungsantrag eingereicht, so kann mit der Herstellung der Grundstücksen-

twässerungsanlage begonnen werden, wenn nach dem Stand der Prüfung des Antrages gegen 
die Teilausführung keine Bedenken bestehen und dieses von der Stadt schriftlich bestätigt wur-
de. In der Entwässerungserlaubnis können für die bereits hergestellten Entwässerungsteile der 
Anlage zusätzliche Forderungen gestellt werden, wenn sich das bei der weiteren Prüfung des 
Entwässerungsantrages als erforderlich herausstellt. 

 



 

 

(8) Die Erlaubnis erlischt, wenn innerhalb von 2 Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausführung der 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht begonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre un-
terbrochen worden ist. Die Frist kann auf Antrag um jeweils höchstens zwei Jahre verlängert 
werden. Wird die Entwässerungserlaubnis angefochten, so wird der Lauf der Frist bis zur rech-
tskräftigen Entscheidung gehemmt. 

 
(9) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Grundstücke des Bundes und des Landes. 
 
 

§ 8 
 

Entwässerungsantrag 
 
(1) Für den Antrag auf Anschluss und Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage (Entwässerung-

santrag) ist ein Vordruck zu verwenden, der bei der Stadt erhältlich ist. 
  Der Antrag muss schriftlich, mindestens einen Monat vor dem beabsichtigten Baubeginn der 

Grundstücksentwässerungsanlage, bei der Stadt eingereicht werden. In den Fällen des § 4  
  Abs. 6 dieser Satzung ist der Entwässerungsantrag spätestens einen Monat nach der Aufforde-

rung zum Anschluss vorzulegen. Eine Rücknahme des gestellten Antrags bedarf der Schrift-
form. 

 
(2) Die Stadt kann weitere Unterlagen fordern, wenn diese zur Beurteilung der Grundstücksen-

twässerungsanlage erforderlich sind. 
 
(3) Der Entwässerungsantrag und die Entwässerungsunterlagen müssen mit Datumsangabe vom 

Grundstückseigentümer und vom Entwurfsverfasser unterschrieben sein. 
 
 

§ 9 
 

Anschlusskanal 
 
(1) Die Stadt legt fest, ob das anzuschließende Grundstück nach dem Misch- oder Trennverfahren 

zu entwässern ist. 
 
(2) Jedes Grundstück muss 
 
  beim Trennsystem je Kanalsystem mindestens einen, 
  beim Mischsystem mindestens einen 
 
  eigenen, unmittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage haben (Erstanschluss). 
 
(3) Die Stadt stellt die Anschlusskanäle bis an die Grundstücksgrenze her. Die Kosten für den Er-

stanschluss trägt die Stadt. 
  Jeder weitere Grundstücksanschluss ist vom Eigentümer zu bezahlen, er wird Bestandteil der 

öffentlichen Abwasseranlage. 
   



 

 

Abzweige in der Anschlussleitung im öffentlichen Bereich sind Bestandteil des Grundstücksan-
schlusses. An diese Abzweige angeschlossene Grundleitungen sind Bestandteil der 
Grundstücksentwässerungsanlage, auch wenn sie sich im öffentlichen Bereich befinden. 

 
(4) In begründeten Fällen kann die Stadt auf Antrag ausnahmsweise einen gemeinsamen An-

schlusskanal für mehrere Grundstücke zulassen. 
 
  Die beteiligten Grundstückseigentümer sind verpflichtet, die Verlegung, Unterhaltung und Benu-

tzung der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstück durch Bau-
last zu sichern. Die Eigentümer sind der Stadt gegenüber gesamtschuldnerisch haftbar. 

 
(5) Die Stadt unterhält die Anschlusskanäle und reinigt sie bei Verstopfungen. Enden die An-

schlusskanäle im Gebäude, so ist die unmittelbare Zugänglichkeit zum Revisionskasten zum 
Zwecke der Reinigung durch Öffnungen wie Fenster o. ä. sicherzustellen. 

 
(6) Der Grundstückseigentümer hat die Kosten für die Reinigung und Reparatur der An-

schlusskanäle zu erstatten, wenn dies erforderlich geworden ist, weil von seinem Grundstück 
Stoffe in die Abwasseranlage eingeleitet wurden, die nach den Bestimmungen des § 6 Abs. 5 
dieser Satzung nicht eingeleitet werden dürfen. 

 
 

§ 10 
 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist nach den 

anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. 
 
(2) Als Rückstauebene wird, sofern im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, die Höhe der Straße-

noberfläche über dem Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage zuzüglich 10 cm festgese-
tzt.  

 
(3) Die Entwässerungserlaubnis und die Unterlagen (z. B. Pläne, Beschreibungen, Berechnungen 

usw.) müssen während der Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlage auf der Baustelle 
vorliegen. 

 
(4) Der Herstellungsbeginn der Grundstücksentwässerungsanlage ist der Stadt mindestens eine 

Woche vorher schriftlich mitzuteilen. Dies gilt auch für eine Wiederaufnahme der Arbeiten, wenn 
diese länger als 6 Monate unterbrochen waren. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Grundstücksentwässerungsanlage im Einver-

nehmen mit der Stadt anzupassen, wenn Änderungen an der öffentlichen Abwasseranlage oder 
Bestimmungen dieser Satzung dies erforderlich machen. 

 
(7) An jeder Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage oder zu einem Privatkanal ist ein Re-

visionsschacht auf dem eigenen Grundstück vorzusehen. Bei Entwässerungsanlagen im Trenn-
system sind für Schmutzwasser und Regenwasser getrennte Schächte vorzusehen. Zwischen 
Schacht und Anschlusskanal dürfen keine Anschlüsse hergestellt werden. 

 



 

 

(8) Der Mindestdurchmesser für gelegentlich besteigbare Einstiegsschächte beträgt 800 mm. Kon-
trollschächte innerhalb von Gebäuden bis zu einer Tiefe von 800 mm müssen mindestens 600 
mm * 800 mm groß sein. In Abhängigkeit von der Einbausituation können auch größere Scha-
chtdurchmesser erforderlich sein oder ausnahmsweise kleinere Schachtdurchmesser möglich 
sein. Hierzu wird auf die Tabelle 3 der DIN 1986-100 vom Mai 2008 verwiesen.  

 
(9) Bei Entwässerungsanlagen von Grundstücken auf denen nichthäusliches Abwasser anfällt, sind 

auf Verlangen der Stadt die nach Abs. 6 erforderlichen Schächte als Probenahmeschächte mit 
einem Gefällesprung von mindestens 160 mm auszuführen.  

 
(10) Alle Teile der Anlage, insbesondere Revisions- und Probenahmeschächte, Rückstauver-

schlüsse, Abscheider, Schlammfänge und Abwasservorbehandlungsanlagen müssen jederzeit 
zugänglich sein. 

 
(11) Nicht mehr genutzte Grundstücksentwässerungsanlagen bzw. Teile von diesen, wie z. B. Vor-

behandlungsanlagen, Gruben, Schächte und Bodeneinläufe sind vom Grundstückseigentümer 
von der übrigen Entwässerungsanlage zu trennen, auszubauen oder zu verfüllen. 
 

(12) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und dergleichen dürfen nicht an 
Grundstücksentwässerungsanlagen angeschlossen werden.  

 
 

§ 11 
 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage durch den Eigentümer 
(Eigenkontrolle) 

 
(1) Grundstückseigentümer oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der baulichen Anlagen 

Berechtigte sind  verpflichtet, auf ihre Kosten die Einhaltung der Benutzungsbedingungen durch 
Eigenkontrolle sicherzustellen. Die hierfür geltenden technischen Regeln sind zu beachten. 

 
(2) Für jedes Grundstück, auf dem nicht häusliches Abwasser anfällt, müssen eine Person und ihr 

Vertreter bestimmt und der Stadt schriftlich benannt werden, die jeweils für die Einleitung, die 
 Bedienung der Vorbehandlunganlagen und das Führen des Betriebstagebuches verantwortlich 
sind. 

 
(3) Bei Grundstücken auf denen nichthäusliches Abwasser anfällt, kann die Stadt die Einrichtung 

und den Betrieb von Probenahmestellen verlangen. 
  

Die Stadt bestimmt die Anzahl der Proben, die Entnahmehäufigkeit und die zu messenden Pa-
rameter. Die Bestimmung der Abwasserinhaltsstoffe ist gemäß dem im DWA-Merkblatt M 115 
Teil 2 vom Juli 2005  gültigen DEV/DIN-Verfahren durchzuführen. 

 
 

§ 12 
 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage durch die Stadt 
 
(1) Beauftragten der Stadt ist zur Überwachung der Entwässerungsanlage, zur Beseitigung von 

Störungen und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, ungehindert 
Zutritt zu allen Anlageteilen auf dem angeschlossenen Grundstück zu gewähren. 

 



 

 

(2) Grundstückseigentümer oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der baulichen Anlagen 
Berechtigte  sind  verpflichtet, den Beauftragten der Stadt die für die Prüfung der Grundstück-
sentwässerungsanlage und des Abwassers erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

 
(3) Die Stadt ist berechtigt die Grundstücksentwässerungsanlage mit den dazugehörigen Vorbe-

handlungsanlagen zu überprüfen. Sie kann einmalige oder regelmäßige Kontrollen dur-
chführen. 

 
Werden bei einer Prüfung der Anlage oder bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel fest-
gestellt, haben Grundstückseigentümer oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der bau-
lichen Anlagen Berechtigte  diese auf ihre Kosten unverzüglich zu beseitigen und die Kosten 
der Prüfung zu tragen. 

 
(4) Die Stadt ist berechtigt, auf den angeschlossenen Grundstücken jederzeit Abwasserproben zur 

Überprüfung zu nehmen und das Abwasser zu untersuchen. Wird eine unerlaubte Einleitung fe-
stgestellt, haben Grundstückseigentümer oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der 
baulichen Anlagen Berechtigte die Kosten der Probenahme und Untersuchung zu tragen. 

 
(5) Probenahmeart und Aufwand richten sich nach den örtlichen und betrieblichen Gegebenheiten.  
 
(6) Die Beauftragten der Stadt haben sich durch einen von der Stadt ausgestellten Dienstausweis 

oder eine Vollmacht auszuweisen. 
 
 

§ 13 
 

Abnahme 
 
(1) Alle neu hergestellten Teile der Grundstücksentwässerungsanlage im Erdreich oder in einer 

Bodenplatte  einschließlich Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammelgruben sind von der 
Stadt abzunehmen. Die Abnahme ist 2 Tage vorher durch den Anschlussnehmer zu vereinba-
ren. 

 
Die Stadt kann verlangen, dass die Wasserdichtheit der verlegten Grundleitungen, Kleinkläran-
lagen und abflusslosen Sammelgruben entsprechend dem Stand der Technik nachgewiesen 
wird. 
 
Durch die Abnahme übernimmt die Stadt keine zivilrechtliche Haftung für die fehlerfreie und 
vorschriftsmäßige Ausführung der Anlage. Die Abnahme im Sinne dieser Satzung ist lediglich 
eine Prüfung, ob und inwieweit die Grundstücksentwässerungsanlage ordnungsgemäß an die 
öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, und zwar nur im Hinblick auf einen ord-
nungsgemäßen Betrieb der öffentlichen Abwasseranlage.  
 

(2) Der Grundstückseigentümer hat auf Verlangen die für die Abnahme und Prüfung erforderlichen 
Arbeitskräfte und Geräte der Stadt unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

 
(3) Die Stadt kann verlangen, dass Beginn und Ende der Herstellung einzelner Teile der 

Grundstücksentwässerungsanlage gesondert angezeigt werden, und dass die Verwendbarkeit 
von Werkstoffen und Bauteilen gemäß dem Stand der Technik nachgewiesen wird. 

 



 

 

(4) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer Abnahme durch die Stadt in Betrieb 
genommen werden. Bis zur Abnahme dürfen Rohrgräben nicht verfüllt werden. Werden bei der 
Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb der gesetzten Frist zu beseitigen.  

 
 

§ 14 
 

Abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das häusliche Abwasser aus abflusslosen Sammelgruben und 

Kleinkläranlagen (Grubeninhalt) durch die Stadt abfahren zu lassen. 
 
(2) Die Stadt entleert die abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen in von ihr festgelegten Zei-

tabständen. Diese werden dem Benutzungspflichtigen mitgeteilt. Er hat darüber hinaus jede 
außerhalb des Turnus notwendige Entleerung rechtzeitig anzuzeigen. 

 
(3) In abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen darf nur häusliches Abwasser eingeleitet werden.  
 

§ 15 
 

Abwasservorbehandlungsanlagen 
 

 
(1) Auf Grundstücken, auf denen Leichtflüssigkeiten wie Benzin oder sonstige Mineralöle sowie or-

ganische Fette und Stärke in das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Ab-
scheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden Schlammfängen) 
nach dem Stand der Technik zu betreiben, zu unterhalten und bei Bedarf zu erneuern. Die Ab-
scheider mit den dazugehörigen Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer oder den 
sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der baulichen Anlagen Berechtigten in regelmäßigen 
Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf, zu leeren und zu reinigen. Für die Be-
seitigung der anfallenden Stoffe gelten die Vorschriften des Abfallrechts über die Abfallbeseiti-
gung. Sämtliche Nachweise über die Entleerung, Reinigung und Entsorgung sind drei Jahre 
aufzubewahren und der Stadt auf Verlangen vorzulegen. 

 
(2) Die Pflicht zur laufenden Kontrolle der Abwasservorbehandlungsanlagen auf einwandfreie 

Funktion haben Grundstückseigentümer oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der bau-
lichen Anlagen Berechtigte. Dies gilt auch für Anlagen, die nicht an die öffentliche Abwasseran-
lage angeschlossen sind. 

 
(3) Abwasservorbehandlungsanlagen sind so zu betreiben und zu unterhalten, dass die Schädli-

chkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie das bei Anwendung der jeweils in Betracht 
kommenden Verfahren nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik möglich ist. Es gilt 
hier § 6 Abs. 6. Die Werte gelten für das behandelte Abwasser, wie es aus den Abwasservor-
behandlungsanlagen ohne nachträgliche Verdünnung und vor einer Vermischung mit anderen 
Betriebsabwässern abfließt (Anfallstelle). 

 
(4) Nach Abwasservorbehandlungsanlagen ist zu deren Funktionskontrolle ein geeigneter Probe-

nahmeschacht einzubauen, zu betreiben und zu unterhalten. 
 



 

 

 
§ 15 a 

 
Kataster gewerblicher Einleiter 

 
(1) Die Stadt ist verpflichtet, sicherzustellen, dass das in ihrem Gebiet anfallende Abwasser ord-

nungsgemäß beseitigt wird. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, die relevanten Einleitungen 
von nichthäuslichem Abwasser in die öffentliche Kanalisation in einem sogenannten Indirektein-
leiterkataster zu erfassen und zu bewerten. 

 
  Die Vorschriften der "Landesverordnung über die Genehmigungspflicht für das Einleiten von 

Abwasser mit gefährlichen Stoffen in öffentliche Abwasseranlagen" in der jeweils geltenden 
Fassung bleiben unberührt. 

 
(2) Es werden folgende Daten gespeichert: 
 
  a) Postanschrift des Grundstücks, auf dem das Abwasser anfällt; 
 
  b) Name und Anschrift des Grundstückseigentümers und der nach § 2 Abs. 11 dieser  

Satzung ihm gleichgestellten Personen;  
 
  c) Name und Anschrift der nach § 11 Abs. 2 dieser Satzung verantwortlichen Personen; 
 
  d) Name und Anschrift eines Gewässerschutzbeauftragten gemäß § 58 LWG; 
 
  e) Art und Beschreibung der Grundstücksentwässerungsanlage; 
 
  f) Branchen und Produktionszweige bei Einleitung von Abwasser von gewerblich oder indu-

striell genutzten Grundstücken oder von anderem nicht häuslichen Abwasser; 
 
  g) Einzelregelungen der satzungsrechtlichen Entwässerungserlaubnis und der wasserrechtli-

chen Genehmigungen; 
 
  h) Menge des dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung oder anderweitig zuge-

führten Wassers, des auf dem Grundstück gewonnen Wassers und des der Kanalisation 
zugeleiteten Abwassers, getrennt nach Teilströmen; 

 
i) Ergebnisse von Abwasseruntersuchungen; 

 
k) aus Vorbehandlungsanlagen anfallende Inhaltsstoffe nach Art, Menge und Zusammense-

tzung; 
 

  l) Kennwerte der abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen. 
 
(3) Bei bestehenden Indirekteinleitungen sind der Stadt nach Aufforderung die abwassererzeugen-

den Betriebsvorgänge zu benennen. 
 
  Die Stadt kann vom Grundstückseigentümer oder den sonst zur Nutzung des Grundstücks oder 

der baulichen Anlagen Berechtigten weitere  für die Erstellung des Indirekteinleiterkatasters er-
forderliche Auskünfte verlangen. 



 

 

 
(4) Die Stadt wird dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen so-

wie die Belange des Datenschutzes beachten.  
 
 
 

Abschnitt IV 
 

Schlussvorschriften 
 
 

§ 16 
 

Anzeigepflicht 
 
(1) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe (z.B. durch Auslaufen von Behältern) in öffentliche 

Abwasseranlagen, so haben Grundstückseigentümer oder sonst zur Nutzung des Grundstücks 
oder der baulichen Anlagen Berechtigte die Stadt unverzüglich fernmündlich und anschließend 
schriftlich zu benachrichtigen. 

 
(2) Ändern sich Art und Menge des Abwassers erheblich, so haben Grundstückseigentümer oder 

sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der baulichen Anlagen Berechtigte dies unverzüglich 
anzuzeigen und auf Verlangen die Unschädlichkeit des Abwassers nachzuweisen. 

 
(3) Die Einleitung von Abwasser mit einer Verschmutzung von über 700 mg O2/l CSB ist der Stadt 

schriftlich anzuzeigen. 
 

(4) Jede Änderung in der Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlage bedarf der schriftlichen 
Anzeige. Die Stadt entscheidet dann unter Berücksichtigung von Art und Umfang der Inanspru-
chnahme, ob eine Änderungserlaubnis erforderlich ist.  

 
(5) Wechselt das Eigentum, hat dies der bisherige Eigentümer der Stadt innerhalb von zwei Wo-

chen nach der Änderung schriftlich mitzuteilen. Dazu ist auch der neue Eigentümer verpflichtet. 
 

(6) Der Grundstückseigentümer hat den Abbruch eines angeschlossenen Gebäudes oder eine 
Veränderung, die den Grundstücksanschluss betrifft, der Stadt einen Monat vorher mitzuteilen. 

 
(7) Die Nutzung von Wasser, das nicht als Trinkwasser geliefert wird und zu Einleitungen in Ab-

wasseranlagen führt, ist der Stadt anzuzeigen. Die Stadt ist berechtigt, den Einbau von geeich-
ten Wasserzählern zur Messung der dem Abwasser zufließenden Brauchwassermengen zu ver-
langen. 

 
(8) Einleitung von Abwasser in die öffentliche Kanalisation, bei dem wegen Herkunft oder Zusam-

mensetzung die Bestimmungen des Atomrechts und des Gentechnikrechts zu beachten sind, ist 
der Stadt schriftlich anzuzeigen.  

 
 

§ 17 
 

Ausnahmen und Befreiungen 
 



 

 

(1) Von den Bestimmungen dieser Satzung können Ausnahmen zugelassen und Befreiungen erteilt 
werden, wenn dies zur Vermeidung offenbar nicht beabsichtigter Härten zweckmäßig erscheint 
und den Zweck der Satzung nicht gefährdet oder wenn einer Abweichung von den Vorschriften 
dieser Satzung das öffentliche Interesse nicht entgegensteht. 

  
(2) Die Ausnahmen und Befreiungen können mit Auflagen und Bedingungen verbunden sein und 

befristet werden. 
 
 

§ 18 
 

Haftung 
 
(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln entstehen, 

haftet der Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen den Bestimmungen dieser 
Satzung schädliches Abwasser oder sonstige schädliche Stoffe in die öffentliche Abwasseran-
lage eingeleitet werden. 

 
 
(2) Grundstückseigentümer oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder der baulichen Anlagen 

Berechtigte haften außerdem für alle Schäden und Nachteile, die der Stadt durch mangelhaften 
Zustand, vorschriftswidriges Benutzen oder unsachgemäßes Bedienen der Grundstücksen-
twässerungsanlage entstehen. 

 
(3) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 
 
(4) Gegen Überschwemmungsschäden als Folge von 
 
  a)  Rückstau in der Abwasseranlage, z. B. bei Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden 

oder Schneeschmelze, 
  b) Betriebsstörungen, z. B. Ausfall eines Pumpwerkes, 
  c) Behinderung im Abwasserabfluss, z. B. bei Kanalbruch oder Verstopfung, 
  d) zeitweiliger Stillegung der Abwasseranlage, z. B. bei Reinigungsarbeiten im Straßenkanal 

oder Ausführung von Anschlussarbeiten, 
  hat der Grundstückseigentümer sein Grundstück und seine Gebäude selbst zu schützen. Einen 

Anspruch auf Schadensersatz hat er nur, soweit die eingetretenen Schäden vorsätzlich oder 
grob fahrlässig von der Stadt verursacht worden sind. 

 
(5) Wenn trotz Anmeldung zur Entleerung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder 

anderer betriebsnotwendiger Arbeiten die Entleerung erst später durchgeführt werden kann 
oder eingeschränkt oder unterbrochen werden muss, hat der Grundstückseigentümer keinen 
Anspruch auf Schadenersatz. 

 
(6) Der Grundstückseigentümer hat die Stadt von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die andere 

wegen Schäden nach Absatz 4 und 5 bei ihr geltend machen. 
 
 
 
 



 

 

§ 19 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 24 Abs. 5 der Gemeindeordnung von Rheinland-Pfalz in der 

jeweils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
  1. entgegen § 1 Abs. 6 dieser Satzung die zentrale Abwasseranlage betritt oder Eingriffe an 

ihr vornimmt; 
 
  2.  entgegen § 4 Abs. 1 dieser Satzung sein Grundstück nicht an die Abwasseranlage  an-

schließt; 
 
  3. entgegen § 4 Abs. 2 dieser Satzung das anfallende Abwasser nicht in die Abwasseranlage 

einleitet; 
 
  4. entgegen § 4 Abs. 4 das Niederschlagswasser nicht zum Fortleiten sammelt; 
 
  5. entgegen § 4 Abs. 6 einen Anschluss nicht herstellt; 
 
  6. entgegen § 4 Abs. 7 die genannten Anlagen herstellt oder weiterbetreibt;  
 
  7. entgegen § 6 Abs. 1 dieser Satzung sein Abwasser nicht über die Grundstücksentwässe-

rungsanlage ableitet; 
 
  8. entgegen § 6 Abs. 2 dieser Satzung sein Grundstück nicht nach dem von der Stadt  vor-

geschriebenen Verfahren entwässert; 
 
  9. entgegen § 6 Abs. 10 Abwasser verdünnt oder mischt; 
 
  10. entgegen den Benutzungsbedingungen des § 6 Abs. 5, 6 und 7 dieser Satzung Abwasser 

der öffentlichen Abwasseranlage zuleitet; 
 

  11. entgegen § 16 Abs. 8 dieser Satzung Abwasser in die Abwasseranlage einleitet; 
 
  12. entgegen § 6 Abs. 13 dieser Satzung Grund- und Drainagewasser ohne Erlaubnis der 

Stadt in die Abwasseranlage einleitet; 
   
  13. entgegen § 7 Abs. 6 vor Zustellung der Entwässerungserlaubnis mit der Herstellung der 

Grundstücksentwässerungsanlage beginnt; 
 
  14. entgegen § 10 Abs. 4 dieser Satzung den Herstellungsbeginn an der Entwässerungsanla-

ge nicht oder verspätet anzeigt; 
 
  15. entgegen § 10 Abs. 9 dieser Satzung nicht die Zugänglichkeit zu allen Teilen der 

Grundstücksentwässerungsanlage sicherstellt; 
 
  16. entgegen § 12 Abs. 1 dieser Satzung Beauftragten der Stadt nicht ungehindert Zutritt zu 

allen Teilen der Grundstücksentwässerungsanlage gewährt; 



 

 

  17. entgegen § 14 Abs. 1 und 2 dieser Satzung die Entleerung und Abfuhr vornehmen läßt; 
 
  18. entgegen § 14 Abs. 2 eine notwendige Entleerung nicht rechtzeitig anzeigt; 
 
  19. entgegen § 14 Abs. 3 dieser Satzung in Sammelgruben und Kleinkläranlagen nicht nur 

häusliches Abwasser einleitet 
 
 20. entgegen § 15 dieser Satzung erforderliche Abwasservorbehandlungsanlagen nicht ein-

baut, betreibt oder unterhält; 
 

21. entgegen § 15 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reinigung der Abscheider nicht oder 
nicht rechtzeitig vornimmt; 

 
  22. entgegen § 16 Abs. 1 und 2 dieser Satzung seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt. 
 
(2) Diese Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu jeweils 5.000,00 EUR geahndet 

werden. 
 
 

§ 20 
 

Entgelte 
 
Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten 
 
- der Herstellung, des Unterhalts, des Betriebes und der Verwaltung der öffentlichen Abwasseran-

lageeinmalige Beiträge und Gebühren, 
 
- für die Prüfung bestehender Grundstücksentwässerungs- und Vorbehandlungsanlagen nach § 12 

Abs. 3 Gebühren, 
 

- der Abwasseruntersuchung nach § 12 Abs. 4 und der beantragten Untersuchungen zur Feststel-
lung des Gewichtungsfaktors Gebühren, 

 
- für die Herstellung von zusätzlichen Grundstücksanschlüssen Aufwendungsersatz 
 
aufgrund gesonderter Satzung. 
 
 

§ 21 
 

Übergangsregelung 
 
Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Erlaubnisverfahren werden nach den Regelungen 
dieser Satzung weitergeführt. 
 
 
 
 
 



 

 

§ 22 
 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2012 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung der Stadt Ludwigshafen 

am Rhein (Abwassersatzung) vom 20.07.1993, zuletzt geändert durch Satzung vom 12.12.2002 
außer Kraft. 

 
 

Ludwigshafen am Rhein, den 27.06.2012 
- Stadtverwaltung – 
 
gez. 
Dr. Lohse 
Oberbürgermeisterin 
 
Hinweis: 
 
Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 
1) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34) ist nach § 24 
Abs. 6 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung be-
gründen können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 
 
 
  



 

 

Satzung 
der Stadt Ludwigshafen am Rhein 

über die Schülerbeförderung 
 
 

Auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153, 
BS 2020-1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2010 (GVBl. S. 319), in Verbindung mit § 69 
und § 95 Abs. 2 des Landesgesetzes über die Schulen in Rheinland-Pfalz (Schulgesetz -SchulG-) 
vom 30.03.2004 (GVBl. S. 239, BS 223-1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.01.2012 (GVBl. S. 
42), und § 33 des Landesgesetzes über die Errichtung und Finanzierung von Schulen in freier Träger-
schaft (Privatschulgesetz -PrivSchG-) vom 21.12.1957 (GVBl. 1958 S. 15, BS 223-7) in der Fassung 
vom 04.09.1970 (GVBl. S. 372), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.01.2012 (GVBl. S. 42) sowie 
des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175, BS 610-10), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.02.2011 (GVBl. S. 25), erlässt die Stadt Ludwigshafen am Rhein durch Be-
schluss des Stadtrates vom 25.06.2012 folgende Satzung: 

 
 

§ 1 
Inhalt 

 
Diese Satzung regelt die grundsätzlichen Voraussetzungen zur Übernahme und Anerkennung 
 
1. der notwendigen Fahrkosten für die Beförderung von Schülerinnen und Schülern zwischen 

dem Wohnort und den im Gebiet der Stadt Ludwigshafen am Rhein gelegenen Schulen, 
2. der Beförderungskosten für Schülerinnen und Schüler, die eine Schule außerhalb von Rhein-

land-Pfalz besuchen und im Gebiet der Stadt Ludwigshafen am Rhein ihren Wohnsitz haben.  
 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Schulweg ist der kürzeste nicht besonders gefährliche Fußweg zwischen der Wohnung und der 

Schule. 
 
(2) Die Festlegung der Wohnung richtet sich nach dem Aufenthaltsort, der von der Schülerin oder 

dem Schüler vorwiegend benutzt wird und der damit den räumlichen Mittelpunkt seines Lebens 
bildet. Die §§ 11 BGB und 16 MeldeG (MG) finden Anwendung. 

 
(3) Ein besonders gefährlicher Schulweg ist insbesondere dann gegeben, wenn 

- er auf einer längeren Strecke überwiegend entlang einer verkehrsreichen Straße ohne 
Gehwege oder begehbare Randstreifen führt, 

- eine Hauptverkehrsstraße ohne Sicherung durch Ampelanlagen, Fußgängerüberwege 
oder andere verkehrstechnische Einrichtungen überquert werden muss 
oder 

 
(4) dafür sittliche oder kriminelle Gründe vorliegen. 

Bei der Beurteilung der Gefährlichkeit des Schulwegs ist das Alter des Schülers zu berücksi-
chtigen. Bei Schülern der Schulen mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung bzw. 
motorische Entwicklung ist in der Regel die Benutzung eines Verkehrsmittels unabhängig von 
der Länge des Schulweges als notwendig anzusehen. 

 



 

 

(5) Für die Bestimmung der nächstgelegenen Schule ist 
- beim Besuch der Realschulen plus die jeweilige Schulform (integrativ oder kooperativ) 
- bei Schülern der Integrierten Gesamtschulen sowie der Gymnasien in der Sekundarstufe I  

             die erste gewählte Fremdsprache maßgebend. 
 

Bei den Klassenstufen 11 bis 13 der Integrierten Gesamtschulen sowie der Gymnasien wer-
den die gewählten Leistungskurse berücksichtigt, soweit ein der Sekundarstufe I entspre-
chender Klassenverband nicht besteht. 
 
Bei Berufsbildenden Schulen werden bei der Bestimmung der nächstgelegenen Schule, die 
gewählte Schulform, der gewählte Bildungsgang sowie eventuelle Zulassungsbeschränkun-
gen berücksichtigt. 
 
Ausnahmen vom Erfordernis der nächstgelegenen öffentlichen Schule sind insbesondere 
möglich, wenn 
1. die nächstgelegene öffentliche Schule zur Zeit der Aufnahme der Schülerin oder des 

Schülers nachweislich nicht mehr aufnahmefähig ist, 
2. beim Besuch einer weiter entfernten öffentlichen Schule keine höheren Fahrtkosten anfal-

len. 
 
 

§ 3 
Anerkennung der notwendigen Beförderungskosten 

 
Als notwendige Beförderungskosten werden anerkannt 
 
1. bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel das Beförderungsentgelt des jeweiligen Verkehr-

strägers unter Berücksichtigung möglicher Fahrpreisermäßigungen für die preisgünstigste zu-
mutbare Verkehrsverbindung, 

2. bei Benutzung sonstiger Kraftfahrzeuge grundsätzlich der Preis der Schülermonatskarte des 
vergleichbaren öffentlichen Verkehrsmittels. 

 
 

§ 4 
Voraussetzungen für den Einsatz von Schulbussen 

 
(1) Grundsätzlich erfolgt die Schülerbeförderung durch öffentliche Verkehrsmittel (ÖPNV). 
 
(2) Die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist in der Regel nicht zumutbar, wenn 
 

1. die Länge der einfachen Wegstrecke zwischen der Wohnung und der Haltestelle sowie 
zwischen der Haltestelle und der Schule für die Grundschülerin bzw. den Grundschüler 
insgesamt mehr als einen Kilometer und für Schülerinnen und Schüler der Realschule 
plus mehr als zwei Kilometer beträgt oder 
 

2. die Fahrzeit von der Haltestelle zur Schule für die Grundschülerin bzw. den Grundschüler 
30 Minuten und für Schülerinnen und Schüler der Realschule plus 60 Minuten überschrei-
tet oder 
 

3. die Ankunft oder die Abfahrt des Verkehrsmittels in der Regel bei einer Grundschülerin 
bzw. einem Grundschüler jeweils nicht innerhalb von 15 Minuten, bei Schülerinnen und 



 

 

Schülern der Realschule plus 30 Minuten vor Beginn und nach Ende des Unterrichts erfo-
lgt. 

 
(3) Bei Schülerinnen und Schülern der Förderschulen entscheidet die Stadtverwaltung, unter 

Berücksichtigung einer entsprechenden Stellungnahme der Schulleitung, ob auf Grund der Art 
und des Grades der Behinderung die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zumutbar ist. 

 
 

§ 5 
Beförderung zu Schulen in freier Trägerschaft 

 
(1) Bei staatlich anerkannten Realschulen plus oder Gymnasien in freier Trägerschaft, die Beiträge 

nach § 28 Abs. 1 Privatschulgesetz erhalten, werden die Fahrkosten bis zur nächstgelegenen 
Realschule plus oder bis zum nächstgelegenen Gymnasium in freier Trägerschaft gezahlt. 
 

(2) Bei Realschulen plus oder Gymnasien in freier Trägerschaft, die Zuschüsse nach § 28 Abs. 6 
Privatschulgesetz erhalten, werden die Fahrkosten bis zur nächstgelegenen öffentlichen Real-
schule plus oder zum nächstgelegenen öffentlichen Gymnasium gezahlt. § 33 Abs. 2 Priva-
tschulgesetz bleibt hiervon unberührt. 

 
 

§ 6 
Eigenanteil 

 
(1) Für Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II der Gymnasien und Integrierten Gesam-

tschulen, in den Vollzeitbildungsgängen der Fachschulen, für deren Besuch eine abgeschlosse-
ne Berufsausbildung nicht zwingend erforderlich ist, sowie der beruflichen Gymnasien, der 
dreijährigen Berufsfachschulen, der höheren Berufsfachschulen, der Fachoberschulen und der 
Berufsoberschulen wird ein monatlicher Eigenanteil von 25,00 € festgesetzt. Der Eigenanteil ist 
für höchstens zwei Schülerinnen bzw. Schüler in einer Familie zu zahlen. 

 
(2) Der Eigenanteil ist von den Personensorgeberechtigten bzw. von den volljährigen Schülerinnen 

bzw. Schülern zu zahlen. 
 

(3) Der Eigenanteil ist für das laufende Schuljahr (Beginn 01.08.) in zwölf gleichen Raten zu zahlen. 
Im Übrigen mit Beginn des Monats, in dem erstmals Fahrkosten übernommen werden. 
 

(4) Schülerinnen bzw. Schüler, die Versuchsschulen besuchen, zahlen für die Dauer der schulor-
ganisatorisch festgelegten Versuchsphase keinen Eigenanteil. 

 
 

§ 7 
Erlass des Eigenanteils 

 
(1) Der Eigenanteil wird erlassen, wenn die Personensorgeberechtigten oder die volljährige Schüle-

rin bzw. der volljährige Schüler laufende Hilfe zum Lebensunterhalt oder Arbeitslosengeld II 
erhalten. 

 
(2) Der Eigenanteil wird weiterhin erlassen, wenn die Personensorgeberechtigten oder die volljähri-

ge Schülerin bzw. volljährige Schüler die im Absatz 1 genannten Sozialleistungen erhalten 
könnten. 

 



 

 

(3) Bei getrennt lebenden Personensorgeberechtigten sind die Einkommensverhältnisse des oder 
der Personensorgeberechtigten zu Grunde zu legen, in dessen oder deren Haushalt die Schüle-
rin oder der Schüler lebt bzw. zuletzt gelebt hat. 

 
 

§ 8 
Antragsverfahren 

 
(1) Schülerfahrkosten werden auf Antrag übernommen. 

 
(2) Antragsberechtigt sind die Personensorgeberechtigten der Schülerin bzw. des Schülers oder 

die volljährige Schülerin bzw. der volljährige Schüler. 
 
(3) Es sind die von der Stadt bereitgestellten Antragsformulare zu verwenden, die bei der Schule, 

der Stadtverwaltung und auf der Homepage der Stadt Ludwigshafen erhältlich sind. 
 

(4) Schülerfahrkosten werden vom Zeitpunkt der Antragstellung an übernommen; eine rückwirken-
de Geltendmachung ist ausgeschlossen. 
 

(5) Der Antrag ist für jedes Schuljahr neu zu stellen. 
 
(6) Die Schulen händigen die Antragsformulare den Schülerinnen bzw. Schülern aus und übersen-

den die ausgefüllten Anträge nach Bestätigung der Schulform bzw. der ersten Fremdsprache 
der Stadtverwaltung. 

 
(7) Die Bewilligung der Fahrkosten erfolgt für die Dauer eines Schuljahres. Änderungen der in dem 

Antrag auf Schülerbeförderung gemachten Angaben (insbes. Wohnsitzwechsel der Schülerin / 
des Schülers, Schulwechsel, Abbruch der Schule) sind der Stadtverwaltung unverzüglich mitzu-
teilen. Bei Wegfall der Voraussetzungen, die der Bewilligung der Schülerbeförderungskosten zu 
Grunde lagen (z. B. Länge des Schulweges, tatsächlicher Schulbesuch), entfällt die Übernahme 
der Beförderungskosten ab dem Zeitpunkt, in dem die Veränderung eingetreten ist. Die Fahr-
karten sind in diesen Fällen zurückzugeben bzw. sind die im Zusammenhang mit der Nichtrück-
gabe entstehenden Kosten der Stadtverwaltung zu ersetzen. 

 
(8) Anträge, bei denen die Voraussetzungen für die Übernahme von Fahrkosten nicht gegeben 

sind, werden von der Stadtverwaltung unter Erteilung einer schriftlichen Begründung abgelehnt; 
dies gilt auch, falls die Anträge nur teilweise begründet sind.  
 
 

§ 9 
Richtlinien zur Schülerbeförderung 

 
Die Stadt kann weitere Regelungen zur Durchführung der Schülerbeförderung durch Richtlinien tref-
fen. 
 
 

§ 10 
In-Kraft-Treten  

 
mit Beginn des Sie Schuljahres 2012/2013 am 01.08.2012 in Kraft. Zugleich tritt die Satzung der Stadt 
Ludwigshafen am Rhein über die Schülerbeförderung vom 21.06.2010 außer Kraft. 
 



 

 

Ludwigshafen am Rhein, den 27.06.2012 
Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein 
 
gez. 
Dr. Eva Lohse 
Oberbürgermeisterin 
 
Hinweis: 
 
Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 
1) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34) ist nach § 24 
Abs. 6 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung be-
gründen können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 
 
 
 
 

Bebauungsplan Nr. 597 „Hagellochstraße“; 
Änderung der Zielsetzung und Verkleinerung des Geltungsbereiches; 

Stadtteil: Friesenheim 
 
Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 11.10.2004 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 597 „Blockquartier Hagellochstraße / Kreuzstraße“ aufzustellen. 
 
In seiner Sitzung am 25.06.2012 hat der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen erneut beschlossen, den  
Bebauungsplan Nr. 597 - nun jedoch mit reduziertem Geltungsbereich und geändertem Namen - auf-
zustellen.  
Der Bebauungsplan wird weiter unter der Nr. 597 und jetzt unter dem Namen „Hagellochstraße “ ge-
führt. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Sanierungsgebiet des Stadtteils Friesenheim und 
wird begrenzt 
 
im Norden:  durch die Verkehrsfläche der Hagellochstraße 
im Osten:  durch die östlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke 390 und 390/2 
im Süden durch die südlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke Nr. 382, 384, 385/2, 387, 389,  
  390/2 
im Westen:  durch die westlichen Grundstücksgrenzen des Flurstücks Nr. 382. 
  
Er ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan. 
 
Ziel des Bebauungsplanverfahrens ist es, auf dem ehemaligen Betriebsgelände eines Maschinenbau-
betriebes und zwei angrenzenden Grundstücken eine moderate Nachverdichtung zur Schaffung neu-
en attraktiven Wohnraumes zu ermöglichen. Es ist straßenbegleitend an der Hagellochstraße eine 
Reihenhausbebauung und im Blockinnenbereich eine aufgelockerte Bebauung mit drei Einzel- oder 
Doppelhäusern vorgesehen. 
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